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Betrifft 

Resolution betreffend „Ostregion am Abstellgleis – Bundesregierung muss 
Vereinbarungen einhalten und Investitionen in die NÖ Bahninfrastruktur sichern“ 
 
und 
 
Zusatzantrag zur oben genannten Resolution des NÖ Landtages 
„Sicherstellung zentraler Bahn-Infrastrukturprojekte in Niederösterreich im Rahmen des 
ÖBB-Rahmenplans 2025–2030“ 
 

 

Sehr geehrter Herr Präsident! 

 

Im Sinne der Resolution des Landtags von Niederösterreich vom 12. Juni 2025, 

Ltg.-716/XX-2025 „Ostregion am Abstellgleis – Bundesregierung muss Vereinbarungen 

einhalten und Investitionen in die NÖ Bahninfrastruktur sichern“ und dem Zusatzantrag zur 

angeführten Resolution vom 12. Juni 2025, Ltg.-716-1/XX-2025 „Sicherstellung zentraler 

Bahn-Infrastrukturprojekte in Niederösterreich im Rahmen des ÖBB-Rahmenplans 2025–

2030“, hat sich die NÖ Landesregierung an den Bundesminister für Innovation, Mobilität 

und Infrastruktur und den Bundesminister für Finanzen gewandt. 

 

Betreffend die gegenständliche Resolution und des Zusatzantrages zur angeführten 

Resolution wurde, entsprechend den Beschlüssen, an die Bundesregierung, insbesondere 
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an den Bundesminister für Innovation, Mobilität und Infrastruktur sowie an den 

Bundesminister für Finanzen herangetreten und wurden diese um Stellungnahmen zu den 

in der gegenständlichen Resolution und dem Zusatzantrag angeführten bzw. genannten 

Themen ersucht. 

 

Das Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur (BMIMI) hat betreffend 

„Ostregion am Abstellgleis – Bundesregierung muss Vereinbarungen einhalten und 

Investitionen in die NÖ Bahninfrastruktur sichern“ und des Zusatzantrages „Sicherstellung 

zentraler Bahn-Infrastrukturprojekte in Niederösterreich im Rahmen des ÖBB-Rahmen-

plans 2025–2030“ folgende Stellungnahme übermittelt:  

 

„Vorerst herzlichen Dank für die Übermittlung Ihres Schreibens vom 9. März 2026,  

Ltg.-716/XX-2025 sowie Ltg.-716-1/XX-2025 betreffend eine Entschließung des NÖ 

Landtages „Ostregion am Abstellgleis – Bundesregierung muss Vereinbarungen einhalten 

und Investitionen in die NÖ Bahninfrastruktur sichern“. 

 

Das Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur (BMIMI) sowie die  

ÖBB-Infrastruktur AG arbeiten kontinuierlich daran, das österreichische Bahnsystem im 

Sinne der Fahrgäste und Güterverkehrskund:innen weiterzuentwickeln. 

 

Ein leistungsfähiges, öffentliches Verkehrsangebot bildet dabei das Rückgrat einer 

zukunftsfähigen, ökologisch nachhaltigen und sozial gerechten Mobilität. Die Schiene 

nimmt dabei eine zentrale Rolle ein – sowohl im Personen- als auch im Güterverkehr. 

 

Das zentrale Instrument hierfür ist der ÖBB-Rahmenplan, das bundesweite Planungs- und 

Finanzierungswerkzeug für Investitionen in das Netz der ÖBB-Infrastruktur AG. Trotz der 

erforderlichen Anpassungen zur Unterstützung der Budgetkonsolidierung bleibt die 

langfristige Finanzierung des Ausbaus der Eisenbahninfrastruktur grundsätzlich gesichert, 

auch wenn manche Projekte erst später oder über einen längeren Zeitraum hinweg 

umgesetzt werden können.“ 

 

Das Bundesministerium für Finanzen (BMF) hat betreffend „Ostregion am Abstellgleis – 

Bundesregierung muss Vereinbarungen einhalten und Investitionen in die NÖ 

Bahninfrastruktur sichern“ und des Zusatzantrages „Sicherstellung zentraler Bahn-
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Infrastrukturprojekte in Niederösterreich im Rahmen des ÖBB-Rahmenplans 2025–2030“ 

folgende Stellungnahme übermittelt:  

 

„Vielen Dank für Ihr Schreiben vom 9. März 2026, mit welchem Sie dem Bundes-

ministerium für Finanzen (BMF) die Entschließung des NÖ Landtages betreffend 

„Ostregion am Abstellgleis – Bundesregierung muss Vereinbarungen einhalten und 

Investitionen in die NÖ Bahninfrastruktur sichern“ sowie den Zusatzantrag zur oben 

genannten Entschließung des NÖ Landtages betreffend „Sicherstellung zentraler Bahn-

Infrastrukturprojekte in Niederösterreich im Rahmen des ÖBB-Rahmenplans 2025–2030“ 

zur Kenntnis bringen. 

 

Dazu erlauben wir uns mitzuteilen, dass Ihr Schreiben an die betroffenen Fachabteilungen 

im Hause mit dem Ersuchen übermittelt wurde, dieses bei weiteren Beratungen zu den 

von Ihnen angesprochenen Themen in die Überlegungen miteinzubeziehen.“ 

 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, dies zu berichten. 

 

 

NÖ Landesregierung 

  

L a n d b a u e r, MA 

 


